Preußiſche Gefeßfammlung 


—— Nr. 30. —— 


Juhalt: Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Herſtellung einer Eiſenbahn von Wieſenburg 
nach Roßlau, S. 197. — Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend ander- 
weite Feſtſetzung eines Grenzpunkts zwiſchen den Verwaltungsbezirken der Königlichen Eifenbahn- 
direktionen Breslau und Kattowitz, S. 201. — Bekanntmachung der nach dem Geſetze vom 
10. April 1872 durch die Regierungsamtsblätter veröffentlichten landesherrlichen Erlaſſe, Urkunden uſw., 
S. 202. 


(Mr. 11153). Staatsvertrag zwiſchen Preußen und Anhalt wegen Serftellung einer Eiſenbahn 
von Wieſenburg nach Roßlau. Vom 5. April 1911. 


San Majeſtät der König von Preußen und Seine Hoheit der Herzog von 
Anhalt haben zum Zwecke einer Vereinbarung über die Herſtellung einer Eifen- 
bahn von Wieſenburg nach Roßlau zu Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen: 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Wilhelm Sprengell, 
Allerhöchſtihren Geheimen Legationsrat Paul Goetſch, 
Allerhöchſtihren Geheimen Finanzrat Dr. Ernſt Schneider, 
Allerhöchſtihren Regierungsrat Auguſt Ortimann; 
Seine Hoheit der Herzog von Anhalt: 
Höchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Paul Lange, 
welche unter dem Vorbehalte der landesherrlichen Ratifikation nachſtehenden 
Staatsvertrag abgeſchloſſen haben: 


Artikel J. 

Die Königlich Preußiſche Regierung erklärt ſich bereit, eine Eiſenbahn von 
Wieſenburg nach Roßlau für eigene Rechnung auszuführen, ſobald ſie die ge⸗ 
jegliche Ermächtigung hierzu erhalten haben wird. 

d Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung geſtattet der Königlich Preußiſchen 
Regierung den Bau und Betrieb dieſer Bahn innerhalb ihres Staatsgebiets. 


Artikel II. 
Die Feſtſtellung der geſamten Bauentwürfe für die den Gegenſtand dieſes 
Vertrags bildende Eiſenbahn ſoll ebenſo wie die Prüfung der anzuwendenden 
Gefegfammlung 1911. (Nr. 11153—11154.) 38 
Ausgegeben zu Berlin den 29. September 1911. 
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Fahrzeuge, einſchließlich der Dampfwagen, lediglich der Königlich Preußiſchen 
Regierung zuſtehen, die indes bezüglich der Führung der Bahn und der An⸗ 
legung von Stationen in dem anhaltiſchen Staatsgebiet etwaige beſondere Wünſche 
der Herzoglichen Regierung tunlichſt berückſichtigen wird. Jedoch bleibt die 
landespolizeiliche Prüfung und Genehmigung der Bauentwürfe, ſoweit dieſe die 
Herſtellung von Wegübergängen, Brücken, Durchläſſen, Flußregelungen, Vorflut⸗ 
anlagen und Seitenwegen betreffen, nebſt der baupolizeilichen Prüfung der Stations- 
anlagen jeder Regierung innerhalb ihres Gebiets vorbehalten. . 
Sollte nach Fertigſtellung der Bahn infolge eintretenden Bedürfniſſes die 
Anlage neuer Waſſerdurchläſſe oder öffentlicher Wege, welche die geplante Eifen- 
bahn kreuzen, von der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung angeordnet oder ge- 
nehmigt werden, ſo wird zwar preußiſcherſeits gegen die Ausführung derartiger 
Anlagen keine Einſprache erhoben werden, die Herzogliche Regierung verpflichtet 
ſich aber, dafür einzutreten, daß durch die neue Anlage weder der Betrieb der 
Eiſenbahn geſtört wird, noch auch daraus der Eiſenbahnverwaltung ein Koſten⸗ 
aufwand erwächſt. . FE 1 
N = Artikel II. i . 
Die Spurweite der Gleiſe ſoll 1,235 Meter zwiſchen den Schienen betragen, 
Die Bahn ſoll nach den Beſtimmungen der Eiſenbahn-Bau⸗ und Betriebs— 
ordnung vom 4. November 1904, gültig vom 1. Mai 1905 ab, und den dazu 
etwa künftig ergehenden ergänzenden oder abändernden Beſtimmungen als Haupt⸗ 
bahn hergeſtellt und betrieben werden. - 


Artikel IV. 

Zwecks Erwerbung des zum Bahnbau im Herzogtum Anhalt erforderlichen 
Grund und Bodens wird die Herzoglich Anhaltiſche Regierung für ihr Gebiet 
der Königlich Preußiſchen Regierung das Enteignungsrecht erteilen, inſoweit das⸗ 
ſelbe nicht bereits nach den geſetzlichen Beſtimmungen von ſelbſt Anwendung 
findet, und für die Ermittelung und Feſtſtellung der Entſchädigungen keine 
ungünſtigeren Beſtimmungen in Anwendung bringen laſſen als diejenigen, welche 
bei Enteignungen in dem Herzogtum Anhalt jeweilig Geltung haben. Für die 
Verhandlungen, die zur Übertragung des Eigentums oder zur Überlaſſung in 
die Benutzung an den Preußiſchen Staat in den bezeichneten Fällen erforderlich 
ſind, namentlich auch für die Auflaſſung in den Grundbüchern, ſind nur die 
Auslagen der Gerichte zu erſtatten und tritt im übrigen Freiheit von Stempel, 
und Gerichtsgebühren ein. 5 r 

Dieſelben Grundſätze ſollen Geltung haben, wenn die Königlich Preußiſche 
Regierung ſich demnächſt zu einer Erweiterung der urſprünglichen Bahnanlagen. 
durch Herſtellung von Anſchlußgleiſen, Stationen oder zu ähnlichen Einrichtungen 
entſchließen ſollte. 9 

Die vertragſchließenden Regierungen ſind darin einig, daß die Herſtellung, 
Unterhaltung und Beleuchtung der Zufuhrwege zu den Stationen, ſoweit dieſe 
Wege außerhalb der Stationen liegen, nicht Sache der Eiſenbahnverwaltung iſt. 
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Artikel V. 

Die Feſtſtellung der Tarife ſowie die Feſtſtellung und Abänderung der 
Fahrpläne erfolgt — unbeſchadet der Zuſtändigkeit des Reichs — durch die 
Königlich Preußiſche Regierung unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche 
der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung. In den Tarifen für die Bahn ſollen 
für die Strecke in dem anhaltiſchen Staatsgebiete keine höheren Einheitsſätze in 
Anwendung kommen als für die Strecke auf preußiſchem Staatsgebiete. 


Artikel VI. Bi 

Die Landeshoheit bleibt in Anſehung der in das Herzoglich Anhaltiſche 
Staatsgebiet entfallenden Bahnſtrecke der Herzoglichen Regierung vorbehalten. 
Auch ſollen die an der Bahnſtrecke im anhaltiſchen Staatsgebiete zu errichtenden 
Hoheitszeichen nur die der Herzoglichen Regierung ſein. 5 
8 Der Herzoglich Anhaltiſchen Regierung bleibt vorbehalten, zur Handhabung 
des ihr über die im Herzogtume belegene Bahnſtrecke zuſtehenden Hoheitsxrechts 
einen ſtändigen Kommiſſar zu beſtellen, welcher die Beziehungen zur Königlich 
Preußiſchen Eiſenbahnverwaltung in allen denjenigen Fällen zu vertreten hat, 
welche nicht zum direkten gerichtlichen und polizeilichen Einſchreiten der Behörden 
geeignet ſind. Für Akte der ſtaatlichen Oberaufſicht und die Ausübung ſtaat⸗ 
licher Hoheitsrechte — ſoweit fie den Gegenſtand dieſes Vertrags berühren —, 
insbeſondere für die landespolizeiliche Prüfung und Abnahme von Eiſenbahn— 
ſtrecken und ſonſtigen Eiſenbahnanlagen, wird Anhalt Gebühren nicht erheben und 
Auslagen nicht in Rechnung ſtellen. 

Die Handhabung der Bahnpolizei auf der im Herzoglich Anhaltiſchen 
Gebiete belegenen Bahnſtrecke erfolgt durch die Königlich Preußiſchen Eiſenbahn— 
behörden und Beamten; letztere find auf Vorſchlag der Königlich Preußiſchen 
Eiſenbahnverwaltung von den zuſtändigen Herzoglichen Behörden in Pflicht zu 
nehmen. Die Handhabung der allgemeinen Sicherheitspolizei liegt hinſichtlich 
dieſer Bahnſtrecke den Herzoglichen Organen ob, die den Bahnpolizeibeamten auf 
deren Anſuchen bereitwillig Unterſtützung leiſten werden. 5 


Artikel VII. 2 
1 Preußiſche Staatsangehörige, die in dem Herzoglich Anhaltiſchen Gebiete 
ſtationiert ſind, erleiden dadurch keine Anderung ihrer Staatsangehörigkeit. 
N Die Beamten der Bahn find ohne Unterfchied des Ortes der Anſtellung 
rückſichtlich der Difziplin lediglich ihren Dienſtvorgeſetzten beziehungsweiſe den 
Aufſichtsorganen der Königlich Preußiſchen Regierung, im übrigen aber den 
Geſetzen und Behörden des Staates, in dem ſie ihren Wohnſitz haben, unterworfen. 
Bei der Anſtellung von Bahnwärtern, Weichenſtellern und ſonſtigen Unter⸗ 
beamten dieſer Art innerhalb des Herzoglich Anhaltiſchen Staatsgebiets ſoll auf 
Angehörige des letzteren vorzugsweiſe Rückſicht genommen werden, falls geeignete 
Militäranwärter, unter denen die anhaltiſchen Staatsangehörigen gleichfalls den 
Vorzug haben, zur Beſetzung der bezeichneten Stellen nicht zu ermitteln ſind. 

38 * 
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Artikel VIII. 


Entſchädigungsanſprüche, die aus Anlaß des Baues oder Betriebs der im 
anhaltiſchen Gebiete belegenen Bahnſtrecke gegen die Eiſenbahnverwaltung geltend 
gemacht werden, ſollen von den anhaltiſchen Gerichten und — ſoweit nicht Reichs⸗ 
geſetze Platz greifen — auch nach den anhaltiſchen Landesgeſetzen beurteilt werden. 


| Artikel IX. 

Die Herzoglich Anhaltiſche Regierung verpflichtet ſich, von der den Gegen- 
ſtand dieſes Vertrags bildenden Eiſenbahn und dem zu ihr gehörigen Grund 
und Boden keinerlei Staatsabgaben zu erheben, ſolange die Bahn ſich im 
Eigentum oder Betriebe der Königlich Preußiſchen Regierung befindet. 

Auf die Gemeindebeſteuerung der Bahnſtrecke, insbeſondere auf die Berec)- 
nung des gemeindeſteuerpflichtigen Reineinkommens und deſſen Verteilung unter 
die beteiligten Gemeinden, finden vom 1. Januar des auf die Betriebseröffnung 
folgenden Jahres an die Beſtimmungen des preußiſchen Kommunglabgabengeſetzes 
vom 14. Juli 1893 (Preußiſche Geſetzſamml. S. 152) oder der künftighin etwa 
an deſſen Stelle tretenden ſpäteren Geſetze in der gleichen Weiſe Anwendung, 
als wenn die Bahn auf Königlich Preußiſchem Gebiete läge. 

Bei der Beſteuerung durch die Gemeinden ſoll ausgeſchloſſen ſein, daß 
dieſe höhere Steuerſätze oder Steuerſätze nach einem höheren Maßſtab anwenden 
oder endlich andere Steuern auferlegen, als ſie von den übrigen Gemeindeabgabe⸗ 
pflichtigen gefordert werden. e ö i 

Die Zahlung erfolgt alljährlich bis zum 1. Juli für das vorausgegangene 
Kalenderjahr. 

Bei Feſtſtellung des Verhältniſſes, nach welchem die von der Bahn berührten 
außerpreußiſchen Gemeinden gemäß den Beſtimmungen des § 47 Abſ. 2 beziehungs⸗ 
weiſe Abſ. 1 unter b des preußiſchen Kommunalſteuergeſetzes an dem gemeindeſteuer⸗ 
pflichtigen Einkommen der für Rechnung des Preußiſchen Staates verwalteten 
Eiſenbahnen beteiligt werden, ſollen nur diejenigen Ausgaben an Gehältern und 
Löhnen zu Grunde gelegt werden, die aus dem Betriebe der Bahn erwachfen. 

N Eine Beſteuerung der Bahn durch andere korporative Verbände wird die 
Herzoglich Anhaltiſche Regierung nicht zulaſſen. 

Sofern dieſer Vereinbarung zuwider Steuern erhoben werden ſollten, hat 
die genannte Regierung die hierfür geleiſteten Ausgaben der Königlich Preußiſchen 
Regierung zu erſtatten. 

Artikel X. 

Zur Einziehung von Stationen auf anhaltiſchem Gebiete ſowie zur Ein: 
ſtellung des Betriebs auf der Bahn iſt die Zuſtimmung der Herzoglich An— 
haltiſchen Regierung erforderlich. 

Artikel XI. 

Ein Recht auf den Erwerb der in das Herzoglich Anhaltiſche Staatsgebiet 

entfallenden Bahnſtrecke wird die Herzoglich Anhaltiſche Regierung, ſolange die 
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Bahn im Eigentum oder Betriebe des Preußiſchen Staates ſich befindet, nicht 
in Anſpruch nehmen. 
5 = Artikel XII. „„ 

Für den Fall der Abtretung des preußiſchen Eiſenbahnbeſitzes an das 
Deutſche Reich ſoll es der Königlich Preußiſchen Regierung freiſtehen, auch die 
aus dieſem Vertrag erworbenen Rechte und Pflichten auf das Reich mit zu 
übertragen. 

Artikel XIII. 

Gegenwärtiger Vertrag ſoll beiderſeits zur landesherrlichen Genehmigung 
vorgelegt werden. Die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll in Berlin 
erfolgen. „ 

5 Zur Beglaubigung deſſen haben die Bevollmächtigten denſelben unterzeichnet 
und beſiegelt. n 
So geſchehen zu Berlin, den 5. April 1911. 


(L. S.) Sprengell. (L. S.) Lange. 
(L. S.) Goetſch. 

(L. S.) Schneider. 

(L. S.) Orthmann. 


Der vorſtehende Staatsvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung 
der Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. f 


— ——TAſ— . . . — Uh ———— 


(Nr. 11154.) Verfügung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten, betreffend anderweite Het 
ſetzung eines Grenzpunkts zwiſchen den Verwaltungsbezirken der Königlichen 
Eiſenbahndirektionen Breslau und Kattowitz. Vom 17. September 1911. 


Auf Grund des § 1 Abſ. 3 der durch den Allerhöchſten Erlaß vom 15. De: 
zember 1894 genehmigten Verwaltungsordnung für die Staatseiſenbahnen (Geſetz— 
ſamml. 1895 S. 11) beſtimme ich, daß mit dem 1. Oktober d. J. die Teilſtrecke 
Kempen-Kempen Weit (einſchließlich) der Nebenbahnſtrecke Kempen -Namslau aus 
dem Verwaltungsbezirke der Königlichen Eiſenbahndirektion Kattowitz in denjenigen 
der Königlichen Eiſenbahndirektion Breslau übergeht und daß die Grenze zwiſchen 
den beiden Direktionsbezirken in Km 2,8 der Strecke Kempen-Namslau feſt⸗ 
geſetzt wird. 

Berlin, den 17. September 1911. 


Der Miniſter der öffentlichen Arbeiten. 
v. Breitenbach. 
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Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Gejegfamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: a 


1. 


der Allerhöchſte Exlaß vom 10. Juli 1911, betreffend die Genehmigung 
der Beſchlüſſe des XXI. Generallandtags der Schleſiſchen Landſchaft, durch 
die Amtsblätter 
der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 35 S. 440, ausgegeben am 
2. September 1911, 
der Königl. Regierung zu Liegnitz Nr. 35 S. 321, ausgegeben am 
2. September 1911, i 
der Königl. Regierung zu Oppeln Nr. 35 S. 342, ausgegeben am 
1. September 1911, und N 38 
der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 35 S. 364, aus⸗ 
gegeben am 30. Auguſt 1911; i 


der Allerhöchſte Erlaß vom 10. Juli 1911, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Stadtgemeinde Vierſen für die Ausführung der 
geplanten Erweiterung der Abwäſſerkläranlage der Stadt, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Düſſeldorf Nr. 36 S. 391, ausgegeben 
am 2. September 1911, 


der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Juli 1911, betreffend die Verleihung 


des Enteignungsrechts an die Gemeinde Blickershauſen im Kreiſe Witzen⸗ 
hauſen für die Herſtellung einer zentralen Waſſerleitung, durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 35 S. 297, ausgegeben 
am 30. Auguſt 1911 


das am 19. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 


rungsgenoſſenſchaft Beurig III in Beurig im Kreiſe Saarburg durch das 


Amtsblatt der Königl. Regierung zu Trier Nr. 34 S. 273, ausgegeben 


am 26. Auguſt 1911; f 


das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent⸗ und 


Bewäſſerungsverband Groß Zünder-Kreuzgraben im Danziger Deich⸗ 
verbande zu Groß Zünder im Kreiſe Danziger Niederung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 35 S. 337, ausgegeben 
am 2. September 1911; 


das am 25. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Glietziger 


Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Glietzig im Kreiſe Naugard durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stettin Nr. 37 S. 569, ausgegeben 
am 15. September 19117 


der Allerhöchſte Erlaß vom 28. Juli 1911, betreffend die Verleihung des 


Enteignungsrechts an die Hannoverſche Koloniſations- und Moorverwertungs⸗ 
geſellſchaft m. b. H. zu Osnabrück auf die Dauer von 10 Jahren für die 


10. 


215 


18. 
14. 


15. 
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Herſtellung einer elektriſchen Überlandzentrale in den Landkreiſen Berſen⸗ 
brück, Osnabrück, Wittlage und Melle, durch das Amtsblatt der Königl. 
Regierung zu Osnabrück Nr. 37 S. 315, ausgegeben am 15. September 
1911; 


das am 28. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Sieben⸗ 


walder Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Siebenwald im Kreiſe Koſchmin 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Poſen Nr. 35 S. 549, 
ausgegeben am 29. Auguſt 1911; 


das am 31. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Genoſſen⸗ 


ſchaft zur Entwäſſerung des Seebruchs und Graſſins in Krina im Kreiſe 
Bitterfeld durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg 
Nr. 35 S. 323, ausgegeben am 2. September 1911; 

das am 31. Juli 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Entwäſſe⸗ 
rungsgenoſſenſchaft des Stropno-Fließes in Parchau im Kreiſe Karthaus 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 34 S. 327, 
ausgegeben am 26. Auguſt 1911; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 7. Auguſt 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Gemeinde Staffel im Kreiſe Limburg für 
die Herſtellung einer Abgrabung an der Lahnbrücke bei Staffel, durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Wiesbaden Nr. 36 S. 279, 
ausgegeben am 7. September 1911; 


2. das am 7. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Lieberoſer 
Mühlenfließ⸗Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Lieberofe im Sr Lübben 


durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Frankfurt a. O. Nr. 36 
S. 369, ausgegeben am 6. September 19117 

das am 7. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage⸗ 
genoſſenſchaft Wirbeln in Wirbeln im Kreiſe Inſterburg durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Gumbinnen Nr. 36 S. 329, ausgegeben 
am 7. September 1911; 

das am 7. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Ent- und 
Bewäſſerungsverband Gottswalder und Herzberger Außenfeld im Danziger 
Deichverbande zu Gottswalde im Kreiſe Danziger Niederung durch das 
Amtsblatt der Königl. Regierung zu Danzig Nr. 36 S. 345, ausgegeben 
am 9. September 1911; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Auguſt 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an das Elektrizitätswerk Schleſt ien, Aktiengeſellſchaft 
in Breslau, für die Anlagen zur Übertragung und Verteilung des elek— 


triſchen Stromes innerhalb der Landkreiſe Breslau und Brieg ſowie der 


Kreiſe Trebnitz, Oels, Ohlau, Strehlen, Nimptſch, Frankenſtein und 


Reichenbach (letzteren mit Ausnahmen) zunächſt auf die Dauer von fünf 


Jahren, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 38 
S. 471, ausgegeben am 23. September 1911; 


16. 


ER. 


18. 


19. 


20. 
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das am 15. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Sonnen⸗ 
berger Bruch-Entwäſſerungsgenoſſenſchaft in Bad Schönfließ im Kreiſe 
Königsberg i. Neum. durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu 
Frankfurt a. O. Nr. 36 S. 373, ausgegeben am 6. September 1911, 
das am 15. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Drainage 
genoſſenſchaft Schkeuditz-Wehlitz in Schkeuditz im Kreiſe Merſeburg durch 


das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Merſeburg Nr. 37 S. 339, 


ausgegeben am 16. September 1911; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 19. Auguſt 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Kleinbahn Lüchow-Schmarſau, G. m. b. H 
in Lüchow, für die Anlage einer Kleinbahn von Lüchow nach Schmar- 
ſau, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Lüneburg Nr. 37 
S. 253, ausgegeben am 13. September 1911; 

der am 19. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Nachtrag zu dem Statute 
für den Deich⸗ und Schleuſenverband der adelig freien fünf Bauer⸗ 
ſchaftsſchauung in Neuenſeebogen im Kreiſe Neuhaus a. Oſte vom 20. Mai 
1898 durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 36 
S. 544, ausgegeben am 8. September 1911; 


das am 19. Auguſt 1911 Allerhöchſt vollzogene Statut für den Wiſcher 


Deich⸗ und Schleuſenverband in Wiſch im Kreiſe Neuhaus a. Oſte durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Stade Nr. 36 S. 544, aus⸗ 
gegeben am 8. September 1911; 


der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Auguſt 1911, betreffend die Verleihung 
des Enteignungsrechts an die Söhrebahn, Aktiengeſellſchaft in Wellerode, 


für die Anlage einer Kleinbahn von Caſſel-Bettenhauſen nach Wellerode 
(Söhrebahn), durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Caſſel Nr. 36 
S. 303, ausgegeben am 6. September 1911. 
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